
Nr. 116/2021 | 14. April 2021

Impressum
Herausgeber Carsten Schneider, MdB | Redaktion Albrecht von Wangenheim
Telefon (030) 227-522 82 / (030) 227-511 18
E-Mail Presse@spdfraktion.de

Text kann im Internet unter www.spdfraktion.de abgerufen werden.

Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Es geht nur gemeinsam

Bärbel Bas, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;
Dirk Wiese, stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Deutschland  befindet  sich  mitten  in  der  dritten  Welle  der  Corona-
Pandemie.  Trotz  regelmäßiger  Treffen  von  Bundeskanzlerin  und
Ministerpräsidenten  und  seit  Monaten  geltenden  einschränkenden
Maßnahmen  für  die  Menschen  in  den  Bundesländern,  steigen  die
Infektionszahlen weiter dramatisch an. Es braucht eine stärkere Rolle
des  Bundes  und  eine  Kraftanstrengung  von  Bundestag,
Bundesregierung und Bundesländern für ein gemeinsames Vorgehen.
Das  Positionspapier  der  SPD-Bundestagsfraktion  stellt  bei  der
Änderung  des  Infektionsschutzgesetzes  die  richtigen  Weichen.

„Die bisherigen Maßnahmen haben bei der Bekämpfung der Pandemie nicht den
erhofften Erfolg gebracht. Uneinheitliche Ausgestaltungen der aktuellen
Regelungen in den Ländern und ein Flickenteppich von Maßnahmen in den
Landkreisen und Kommunen führen zu Verwirrung und Unsicherheit in der
Bevölkerung. Die Pandemie kennt keine Länder- und erst recht keine Kreis- oder
Stadtgrenzen. Die SPD-Bundestagsfraktion ist seit Monaten für effektive und
verhältnismäßige Maßnahmen und eine deutlich stärkere Rolle des Bundes
eingetreten. Nur mit einem einheitlichen Vorgehen von Bund und Ländern und
nachvollziehbaren Regelungen für die Bürgerinnen und Bürger werden wir
dauerhaft die Infektionszahlen senken können und den Menschen eine
Perspektive für eine transparente und verantwortungsvolle Öffnung des
kulturellen und wirtschaftlichen Bereichs geben können.

Mit bundesweit konsequentem einheitlichem Schutz, verpflichtendem Homeoffice
für alle Arbeitnehmenden und regelmäßigen Tests in Betrieben, Schulen und
Kitas können wir die dritte Infektionswelle in den Griff bekommen. Dringend
notwendig ist es, die Notbremse im Infektionsschutzgesetz zu verankern, damit
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sie bundeseinheitlich umgesetzt wird. Dass der Bundestag künftig bei dem
Erlass von Rechtsverordnungen der Bundesregierung mitentscheidet, wird zu
einer größeren Akzeptanz der Maßnahmen in der Bevölkerung führen. Eingriffe
in die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger müssen geeignet, erforderlich
und angemessen sein und dürfen nicht außer Verhältnis zu dem damit
bezweckten Nutzen stehen. So sollte Sport im Freien durchgehend weiter
möglich sein.

Entscheidend für den Erfolg von Öffnungsstrategien ist eine effektive
Nachverfolgung von Corona-Kontakten. Digitale Lösungen zur Übertragung von
Kontaktinformationen an die Gesundheitsämter können helfen, die
Kontaktnachverfolgung im Alltag zu vereinfachen, zu beschleunigen und die
Gesundheitsämter zu entlasten. Wir brauchen darüber hinaus einen effektiven
Ausbau von Produktionskapazitäten für Impfstoffe und Tests sowie das
Vorantreiben der Forschung an Medikamenten gegen COVID. Wir benötigen
zudem zeitnah eine bundeseinheitliche Klarstellung, dass Geimpfte bei den
Öffnungsstrategien gleich behandelt werden wie Personen, die ein negatives
Testergebnis vorweisen können.

Für die SPD-Bundestagfraktion steht fest, dass angesichts der weiteren
Einschränkungen die Hilfsprogramme für Familien, Betriebe und Beschäftigte
unter anderem in Gastronomie, Kultur und Tourismus aufgestockt und bis zum
Jahresende verlängert werden müssen. Wir brauchen ein großes Corona-Aufhol-
Paket für Kinder und Jugendliche, das aufgetretene Lernrückstände in den Blick
nimmt, aber nicht dabei stehen bleibt. Mit zwei Milliarden Euro müssen neben
der Nachhilfeunterstützung auch zusätzliche soziale Arbeit gerade bei Schulen
mit besonderen sozialen Herausforderungen und kinder- und jugendgerechte
Bildungs- und Erholungsangebote in den Schulferien finanziert werden. Eine
Erweiterung der Kinderkrankentage, weitere Zuschüsse für Kinder im Hilfebezug
und ausgebaute Gewaltschutzprogramme halten wir zudem für unerlässlich.“
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